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DGB fordert mehr Mut von der Landesregierung  
Pläne zur Übertragung der Tarifergebnisse enttäuschen  

 
 

Nach dem Abschluss der Tarifrunde der Länder 
folgen traditionell die Gespräche zur Übertra-
gung der Ergebnisse auf die Beamt*innen im 
Land und den Kommunen. Am vergangenen 

Donnerstag (14.12.2023) hat das Finanzministe-
rium die Vertreter*innen des DGB und der Mit-
gliedsgewerkschaften darüber informiert, wie 

die Übertragung aussehen soll. Die wichtigsten 
Punkte: 

 

• Die Inflationsausgleichsprämie kommt 

in zwei Stufen. 1.800 Euro netto als So-
ckel und jeweils 120 Euro netto von Ja-
nuar bis Oktober 2024 (Auszahlung er-

folgt Anfang April), 

• Die Prämie sollen auch die Versorgungs-
empfänger*innen in Höhe des individu-
ellen Ruhegehaltssatzes erhalten, maxi-

mal 71,75 Prozent.  

• Im November 2024 dann eine lineare Er-

höhung der Bezüge um 3,6 Prozent  

• Im Februar 2025 folgt eine lineare Erhö-

hung um 5,6 Prozent 

 

Gewerkschaften unzufrieden 
Die Vorstellungen des Landes stoßen bei uns auf 
deutliche Kritik. Insbesondere der Verzicht auf 

den im Tarifergebnis vorgesehenen Sockelbe-

trag von 200 Euro ist eine Fehlentscheidung. 
Durch die Umrechnung des Sockelbetrages in 
eine lineare Erhöhung fehlt die soziale Kompo-
nente des Tarifabschlusses komplett. Dies geht 

zu Lasten der Beamt*innen im mittleren und ge-

hobenen Dienst, nach ersten Berechnungen der 

Gewerkschaftsseite bis A13 Stufe 7. Alle Besol-

dungsgruppen unterhalb dieser Stufe würden 

von einem Sockelbetrag mehr profitieren.  
Das Land argumentiert, dass ein Sockelbetrag 
aufgrund der Beschlüsse des Bundesverfas-
sungsgerichts von 2017 rechtlich unmöglich sei. 

Wir sehen dies anders. Zum einen gibt es in den 
Beschlüssen zur Besoldung von 2020 Hinweise 
darauf, dass in engen Grenzen eine Veränderung 
des internen Abstandsgebots möglich ist. Zum 

anderen ist es bemerkenswert, dass keine an-
dere Landesregierung diese Bedenken teilt. Im 
Gegenteil: Andere Bundesländer haben die 

Übertragung des Festbetrages bereits angekün-
digt. 

Auch die Übertragung der Inflationsausgleichs-

prämie für die Versorgungsempfänger*innen ist 
kritikwürdig. Sie sind bei der zurückliegenden 

Übertragung des TV-L leer ausgegangen, trotz 

steigender Inflation und Lebenshaltungskosten. 

Nun sollen sie wieder Abstriche machen müssen. 
Die grundsätzliche Anlehnung an den Ruhge-
haltssatzes ist nicht nachvollziehbar. Wir haben 

als Kompromiss folgende Formel vorgeschla-

gen: 

 

71,75% ≙ max. Ruhegehalt ≙ max. Infla-

tionsprämie 3000 Euro 

 

Insgesamt sind DGB und seine Mitgliedsgewerk-
schaften der Meinung, dass es an Mut seitens der 

Landesregierung fehlt, bessere Lösungen zu fin-
den. Daher hat der DGB das Finanzministerium 

aufgefordert, das Prozedere nochmals zu über-
arbeiten.  
 

Wie geht es nun weiter? 

Im Finanzministerium wird nun ein entspre-
chender Gesetzesentwurf vorbereitet, welche 
dem Kabinett und dem Finanzausschuss vorge-

legt wird. In diesem Zusammenhang wird zu-
sätzlich die Frage der amtsangemessenen Ali-

mentation für die Jahre 2023 und 2024 behan-

delt werden. Klar ist: Hier wird das Land für 2023 
und 2024 nachgelegen müssen, um den Mindest-
abstand zum Sozialhilfeniveau sicherzustellen. 


